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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT
Landtag
9 . Wahlperiode

Drucksache 9/1088
(zu Drs . 9/500)

18 . 06 . 79

Mitteilung des Senats

Bericht der Deputation für Inneres zum Antrag der Fraktion der FDP vom 11 . Mai 1977
(Drs . 9/500 ) zur Änderung des Gesetzes über den Verfassungsschutz im Lande
Bremen

Die Bremische Bürgerschaft (Landtag ) hat die erste Lesung des von der Fraktion
der FDP eingebrachten Gesetzesantrages zur Änderung des Gesetzes über den
Verfassungsschutz im Lande Bremen (Drs . 9/500) , durch den u . a . die parlamen¬
tarische Kontrolle des Verfassungsschutzes verbessert werden sollte , am 16 . Juni
1977 unterbrochen und ihn an die Deputation für Inneres zur Beratung und Be¬
richterstattung überwiesen.

Die Deputation für Inneres hat den Gesetzesantrag in ihrer Sitzung am 5 . Juni 1979
beraten und erstattet den nachstehenden Bericht . Sie ist der Auffassung , daß der
Gesetzesantrag in dieser Legislaturperiode nicht mehr beraten werden sollte.

Der Senat hat den Bericht in seiner Sitzung am 18 . Juni 1979 zur Kenntnis genom¬
men . Er schließt sich dem Bericht der Deputation für Inneres an und leitet ihn zur
weiteren Beratung an die Bremische Bürgerschaft (Landtag ) weiter.

Die Bremische Bürgerschaft (Landtag ) hat die erste Lesung des von der Fraktion
der FDP eingebrachten Gesetzesantrages zur Änderung des Gesetzes über den
Verfassungsschutz im Lande Bremen (Drs . 9/500) , durch den u . a . die parlamen¬
tarische Kontrolle des Verfassungsschutzes verbessert werden sollte , am 16 . Juni
1977 unterbrochen und ihn an die Deputation für Inneres zur Beratung und Bericht¬
erstattung überwiesen.

Die Deputation für Inneres hat diesen Gesetzesantrag am 5 . Juni 1979 beraten und
mit den Stimmen der SPD und CDU gegen die Stimme der FDP beschlossen , den
Gesetzesantrag in dieser Legislaturperiode nicht mehr zu beraten.

Der Gesetzesantrag der FDP sieht u . a . eine Verbesserung der parlamentarischen
Kontrolle des Verfassungsschutzes vor . Auch die der SPD und der CDU angehören¬
den Mitglieder der Deputation für Inneres haben sich nicht grundsätzlich gegen die
Notwendigkeit entsprechender gesetzlicher Maßnahmen auf diesem Gebiet ausge¬
sprochen . Wegen der damit verbundenen vielschichtigen Problematik sind sie
allerdings der Auffassung , daß der Gesetzesantrag nicht mehr in dieser Legislatur¬
periode beraten werden sollte.

Bericht der Deputation für Inneres
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